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l Die Finanzminister der Bundesländer
wollen eines der größten Steuerschlupf -
löcher bei Grundstückskäufen schließen.
Am kommenden Donnerstag wollen sie
sich auf einen Reformvorschlag einigen,
der sogenannte Share-Deals einschränken
soll. Durch die Gesetzeslücke können
Unternehmen beim Immobilienkauf Mil-
lionen Euro an Grunderwerbsteuer spa-
ren, während Häuslebauer zahlen müssen:
Der Trick ist nämlich so aufwendig, dass
er sich erst ab 25 Millionen Euro Kauf-
preis lohnt. Für die Länder geht es dabei
um horrende Summen, wie ein Beispiel
aus Berlin zeigt: Von den 66 Millionen
Euro Steuer, die eigentlich auf den kana -
dischen Pensionsfonds Omers für den
Kauf des Berliner Sony Center zugekom-
men wären, sah das Land Berlin keinen
Cent. Bei dem Trick kauft das Unterneh-
men nicht die Immobilie, sondern bis zu
94,9 Prozent der Anteile (Shares) an
einem Unternehmen, dem die Immobilie
gehört. Werden die restlichen 5,1 Prozent
erst fünf Jahre später übertragen, wird kei-
ne Grunderwerbsteuer fällig. Schätzungs-
weise eine Milliarde Euro an Steuern ent-
geht den Ländern so jedes Jahr. 
Künftig soll die Haltefrist von fünf auf

zehn Jahre angehoben werden. Und auch
Kapitalgesellschaften, vor allem Aktienge-

sellschaften und GmbHs, sollen die Steuer
nicht mehr so gut umgehen können. In
Hessen, wo viele Wolkenkratzer am Fis-
kus vorbei den Eigentümer wechseln, hat-
te sich Finanzminister Thomas Schäfer
(CDU) mehr erhofft. »Das wird kein gro-
ßer Wurf«, gibt er zu. Ein umfassenderer
Vorschlag war von einem Gutachter als
verfassungswidrig eingestuft worden,
sodass der Minister seinen großen Plan
reduzieren musste. »Ich bin zufrieden,
aber nicht euphorisch«, sagt Schäfer, der
noch nicht prognostizieren kann, ob die
geplanten Einzelmaßnahmen das Steuer-
schlupfloch schließen werden. 
Im Norden der Republik ist man opti-

mistischer. »In Schleswig-Holstein gehe
ich davon aus, dass so die Hälfte der
 Share-Deals steuerpflichtig wird«, erklärt
Finanzministerin Monika Heinold (Grü-
ne). Die Bundesländer könnten dadurch
jährlich einen dreistelligen Millionenbe-
trag mehr einnehmen. Doch es gibt noch
einen anderen Grund, warum der Fiskus
am Ende leer ausgehen könnte: »Letzt-
lich ist das ein Hase-und-Igel-Spiel. Die
Steuerspezialisten sitzen schon in den
Startlöchern, um neue Umgehungsmög-
lichkeiten zu finden«, sagt Steuerexpertin
Sibylle Barent vom Eigentümerverband
Haus&Grund. RED

»Reichsbürger«

Sorge vor illegalen
Waffenarsenalen
l Die Sicherheitsbehörden fürchten,
dass sich sogenannte Reichsbürger, die
der Bundesrepublik die Legitimität
absprechen, illegal Schusswaffen be -
sorgen könnten. Das geht aus einer
 vertraulichen Analyse von Bundeskri-
minalamt (BKA) und Verfassungs-
schutz hervor. Seit dem Tod eines
 bayerischen Polizisten, der im Oktober
2016 von einem Anhänger der Reichs-
bürger-Ideologie erschossen wurde,
 versuchen die Behörden, die Szene zu
entwaffnen. Bislang wurden mindes-
tens 446 »Reichsbürgern« ihre einst
legal beschafften Waffen abgenommen.
Als Reaktion könnte innerhalb der
 Szene nun »vermehrt ein illegaler
 Waffenbesitz angestrebt« werden, 
heißt es in dem Papier. Die Arsenale,
die bei Hausdurchsuchungen im
»Reichsbürger«-Milieu beschlagnahmt
wurden, sind teils enorm. In Bayern
fanden die Behörden im Februar unter
anderem eine Pumpgun sowie eine
Maschinenpistole mit Schalldämpfer. 
In Nordrhein-Westfalen nahmen sie
einem Szene-Ehepaar 93 Waffen und
200 Kilogramm Munition ab. Ein
 saarländischer »Reichsbürger« betrieb
sogar jahrelang ein Waffengeschäft –
bis ihm die Erlaubnis entzogen wurde.
Teilen der Szene trauen BKA und
 Verfassungsschutz »Gewalttaten zur
Durchsetzung ihrer Forderungen« zu,
in Einzelfällen »bis hin zur Verletzung
oder gar Tötung von Personen«.
Deutschlandweit zählen die Behörden
inzwischen rund 18000 »Reichsbürger
und Selbstverwalter«. Die meisten
 Szene-Angehörigen registrieren die
Verfassungsschutzämter in Bayern
(rund 4000), Baden-Württemberg
(3000), Nordrhein-Westfalen (2750)
und Sachsen (1500). SRÖ, WOW
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Sony Center in Berlin 
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Privatschild in Brandenburg 

Grunderwerbsteuer

»Hase-und-Igel-Spiel« zwischen Ländern
und Konzernen


